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meine Pflicht zu warnen, da es sich um wirtschaftliche Dinge handelt. Diese Pflicht 
habe ich gegenüber dem Lande, aber auch gegenüber Ihnen als Collegue und 
Freund, wenn auch vielleicht meine Warnungen «malgré vous» erfolgen und nicht 
erwünscht sind. Glauben Sie mir, dass meine Vertrauensleute, die alle mit mir einig 
sind, doch diese Dinge besser verstehen, als gewisse Genfer Kreise, die diese Sache 
einzig leiten und beeinflussen möchten.

Nun, denken Sie wie Sie wollen, mein Schritt ist wirklich gut und freundschaftlich 
gemeint und im Landesinteresse geboten. Schliesslich noch die Bemerkung, dass ich 
Herrn Péquignot4 gebeten habe, mit L au r5 und W etter6 zu sprechen, da ich die Ver­
antwortlichkeit nicht auf mich allein nehmen wollte.

Ich stehe zu weiterer Aufklärung zu Ihrer Verfügung.
Mit freundlichen Grüssen

4. Secrétaire général du Département de l ’Economie publique, membre de la délégation suisse.
5. Directeur de l ’Union suisse des paysans.
6. Vice-président du Vorort de l ’Union suisse du commerce et de l ’industrie.
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Le Directeur de l ’Union suisse des paysans, E. Laur, 
au Chef du Département politique, G. Motta

L  Brugg, 26. Oktober 1933

Herr Dr. Borei1 hat mir streng vertraulich von dem Projekte eines Abkommens 
in Sachen der Genferzone, sowie von dem Briefe2, den er unter dem 23. Oktober an 
Sie gerichtet hat, Kenntnis gegeben. Wir haben den Entwurf in allen Einzelheiten 
durchgesprochen. Ich komme zum Ergebnisse, dass das, was hier für die Landwirt­
schaft vorgeschlagen wird, schon eine sehr grosse Belastung und Gefahr für die 
schweizerische Landwirtschaft bedeutet. Leider muss angenommen werden, dass 
das Schiedsgericht noch über diese Vorschläge hinaus gehen wird. Wie mir Herr Dr. 
W etter3 sagte, hält dieser den Entwurf auch vom Standpunkte der Industrie als 
unannehmbar. Leider entscheidet aber endgültig nicht mehr die Schweiz in freier 
Vereinbarung mit Frankreich, sondern ein Schiedsgericht über die Bestimmungen. 
Wenn man die Bewegung unserer Exportziffern in die Zone anschaut, erkennt man 
die gewaltige Änderung, die sich in der Bedeutung der Zone für die Schweiz vollzo­
gen hat. Früher kämpften wir für ein Absatzgebiet, heute aber öffnen wir Frankreich 
den Schweizermarkt, ohne dass wir eine entsprechende Gegenleistung erwarten 
dürfen. Es ist kaum anzunehmen, dass sich dieses Verhältnis in absehbarer Zeit 
ändern wird.

1. Vice-directeur de l ’Union suisse des paysans.
2. Non reproduit.
3. Vice-président du Vorort de l ’Union suisse du Commerce et de l ’industrie.
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Ich erlaube mir deshalb, Ihnen, wie es auch Herr Dr. Borei getan hat, den Gedan­
ken nahe zu legen, ob die Schweiz nun nicht Frankreich erklären soll: Wir haben 
den Prozess gewonnen, das Recht hat gesiegt, nachdem wir nun aber feststellen 
müssen, dass die wirtschaftlichen Verhältnisse sich inzwischen grundlegend verän­
dert haben, sind wir bereit, der Verlegung der Zollgrenze auf die politische Grenze 
zuzustimmen, vorausgesetzt, dass Frankreich uns für den Grenzverkehr gewisse 
Erleichterungen gewährt. Die Schweiz aber würde in diesem Falle von jeder Bin­
dung inbezug auf die Einfuhr befreit. Ich kann Ihnen die Versicherung abgeben, 
dass die weitesten Kreise der schweizerischen Landwirtschaft und Industrie, aber 
auch grosse Teile der genferischen Bevölkerung erleichtert aufatmen würden, wenn 
die Zonenfrage in dieser Weise ihre Erledigung fände.

Sollten Sie diesem Vorschläge nicht zustimmen können, so bitte ich Sie unter 
allen Umständen im Abkommen der Schweiz das Recht vorzubehalten, vom Ver­
trage zurückzutreten, sobald sie Frankreich gestattet, die Zolllinie auf die politische 
Grenze zu verlegen. Es scheint, dass die Frage, ob die Schweiz dieses Recht besitze, 
nach dem Entscheide des Schiedsgerichtes4 nicht mehr ganz klar ist, und es ist leicht 
möglich, dass später Frankreich das, für was es nun seit Jahren gekämpft hat, sich 
schliesslich von der Schweiz noch abkaufen liesse, wenn die Meinung bestünde, der 
Verzicht der Schweiz auf die Zone sei nur im Einverständnis mit Frankreich mög­
lich. Es wäre ja  allerdings eine wahre Ironie, wenn schliesslich der Zonenprozess 
dazu geführt hätte, das Recht der Schweiz auf die Zonen zu einem ewigen Servitute 
der Schweiz auf die Zoneneinfuhr umzugestalten.

4. Du 7 ju in  1932. Cf. n° 160, n. 4.
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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 3 novembre 1933

Affaire des zones.

Départem ent politique Proposition du 30 octobre 1933

Le Département politique fédéral soumet au Conseil fédéral une proposition de­
vant servir de nouvelles instructions pour la délégation suisse chargée de négocier 
avec les représentants de la France sur le futur régime des zones, ainsi qu’un projet 
de convention franco-suisse relative aux importations des zones en Suisse (voir an­
nexes) l.

Le  C hef du département politique déclare que le projet de convention a été com­
muniqué aux gouvernements des cantons intéressés à titre d’information, ainsi 
qu’aux délégués de notre pays. Tous les délégués se sont déclarés d’accord. Le Gou-

1. L e projet de convention n ’a pas été reproduit.
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